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Sri Lanka

In Sri Lanka wie auf der Ebene 
der „Internationalen Gemein-
schaft“ wird wieder zur Tages-

ordnung übergegangen. So wurde 
soeben der – wie sein Gegner Gene-
ral Fonseca – auf der Siegeswoge der 
singhalesisch-buddhistischen Mehr-
heit reitende allmächtige Präsident 
des Landes, Rajapakse, der keine eth-
nischen Unterschiede und Konflikte, 
sondern nur Vaterlandsliebende bzw. 
-verräter kennt, im Amt bestätigt. Für 
andere mit ethno-nationalistischen 
Konflikten konfrontierte Staaten der 
Dritten Welt wird Sri Lanka zum Vor-
bild, dessen siegreiche Strategie zum 
Modell. 

Und auch für den Westen hat sich 
das Blatt gewendet. Hatte man noch – 
wenn auch vergeblich – in den letzten 
Kriegswochen dem Gemetzel nicht 
zuletzt an der zwischen die Fronten ge-
ratenen Zivilbevölkerung durch einen 
Beschluss des UN Sicherheitsrats Ein-
halt gebieten wollen, im Menschen-
rechtsrat der UN in Genf (UNHRC) 
eine Resolution zur Verurteilung Co-
lombos wegen massiver Verletzung 
von Kriegs- und humanitärem Völ-
kerrecht eingebracht, ging man schon 
bald zur „Realpolitik“ über. Noch im 
Herbst enthielt man sich bei der Ab-
stimmung im IWF über einen 2,6 
Milliarden Dollar Kredit an Sri Lan-
ka formal der Stimme, statt sein Veto 

einzulegen, wahrte dadurch sein Ge-
sicht und ermöglichte zugleich doch 
die Kreditgewährung. 

Gegen Ende des Jahres schwenkte 
man vollständig um. Mit Rückende-
ckung einer überparteilichen Forde-
rung im Senat nach einer weniger an 
der tamilischen Minderheit und an 
Menschenrechten, dafür mehr an ei-
genen Sicherheits- und kommerzi-
ellen Interessen ausgerichteten „ro-
busten Außenpolitik“ gegenüber Sri 
Lanka, schickte Friedensnobelpreis-
träger Obama den früheren US-Bot-
schafter in Sri Lanka und heute im 
Außenministerium für Südasien Ver-
antwortlichen nach Colombo, um das 
endgültige Abdriften des Landes in 
die Einflusszone des Konkurrenten 
China zu verhindern, die traditionell 
engen militärischen und wirtschaft-
lichen Beziehungen neu zu knüp-
fen. Und die EU, die im Fahrwasser 
von USA und des Vereinigten König-
reichs durch die einseitige Proskrip-
tion der LTTE einen positiven Aus-
gang der von den Befreiungstigern 
eingeleiteten Friedensgespräche sa-
botiert hatte, überlegt heute, die 2005 
unter dem Eindruck des Tsunami ge-
währten besonderen Handelsvorteile 
(General System of Preferences, kurz „GSP 
plus“) wenigstens vorläufig nicht zu 
verlängern. Vom Einsatz weiterer di-
plomatischer, politischer oder wirt-

schaftlicher Druckmittel ist nichts be-
kannt. 

Situation der Menschenrechte

Dabei liegen seit Jahren wohl do-
kumentierte Berichte von NRO wie 
Amnesty International, Human Rights 
Watch, der Asian Human Rights Com-
mission (AHRC) oder der International 
Commission of Jurists zu massiven Men-
schenrechtsverletzungen seitens der 
sri-lankischen Regierung und ihrer 
Sicherheitskräfte gegenüber den Sri 
Lanka Tamilen vor. Mehr noch, offizi-
elle Dokumente der UNO bestätigen 
dies in den Berichten ihrer Sonderbe-
richterstatter über Verschwindenlas-
sen, Folter, extralegale Tötungen, etc. 
sowie den Länderberichten. Hinzu 
kommen neuerdings die Berichte der 
International Crisis Group wie der unab-
hängigen Untersuchungskommission 
der EU und selbst der USA.1

Es scheint, dass allein die Zivilge-
sellschaft berufen ist, Druck auf ihre 
Regierungen auszuüben, um über 
die rhetorischen Aufforderungen zur 
Einhaltung internationaler Verpflich-
tungen hinaus dem offiziellen Gerede 
von der an Menschenrechten und De-
mokratie ausgerichteten Politik Sub-
stanz zu verleihen. Über die genann-
ten Institutionen und Quellen hinaus 
hat jetzt das Permanent People’s Tribunal 
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als Ergebnis seiner Anhörung die ent-
sprechenden Konsequenzen gezogen 
und die Regierung in Colombo nach 
Maßgabe des Völkerrechts verurteilt. 

Das Permanent People’s 
Tribunal (PPT) 

Vom 14.-16.Januar 2010 beriet auf 
Antrag des irischen Friedensforums in 
Dublin das 1979 von Lelio Basso und 
der Stiftung für die Rechte und Be-
freiung der Völker in Bologna gegrün-
dete „Ständige Volksgericht“ (PPT) 
über die Lage in Sri Lanka seit dem 
Waffenstillstand von 2002. Die Hin-
tergründe des Scheiterns der anschlie-
ßenden Friedensverhandlungen, die 
letzten Monate des Kriegs bis zur end-
gültigen Vernichtung der Befreiungs-
tiger (LTTE) und der Tamil Resistance 
Movement (TRM) am 19. Mai 2009 so-
wie das kollektive Schicksal der rund 
300 000 festgehaltenen Sri Lanka Ta-
milen aus dem ehemaligen Kriegsge-
biet im Norden, der 12 000 wegen des 
Verdachts der Mitarbeit mit der LTTE 
in geheimen Lagern Internierten, die 
Berichte über Entführung, Ermor-
dung und Vergewaltigung, über Land-
enteignung und Militarisierung im 
Norden, dem Stammland der Tami-
len, die lebensbedrohliche Arbeit der 
Journalisten stehen dabei im Vor-
dergrund. Beurteilungskriterien und 
Maßstab sind das Völkerrecht (vor 
allem die verschiedenen Menschen-
rechtskonventionen, so gegen Fol-
ter, extralegale Tötungen, Diskrimi-
nierungsverbot etc.), das humanitäre 
(Schutz der Zivilbevölkerung und zi-
viler Einrichtungen, vgl. die Genfer 
Konventionen) sowie das Kriegsvöl-
kerrecht (Verbot des Angriffskrieges 
und bestimmter chemischer Waffen). 

Dabei werden allein die Aktionen 
der Regierung und der srilankischen 
Sicherheitskräfte untersucht. Vorwür-
fe gegenüber der LTTE werden aus-
drücklich nicht behandelt, nicht weil 
sie grundsätzlich negiert würden, son-
dern weil das Völkerrecht die Staaten 
bzw. ihre Regierungen als Vertrags-
partner hat. Diese sind zur Durchset-

zung und Einhaltung ihrer diesbezüg-
lichen internationalen Verpflichtungen 
berufen.2

In seinen inzwischen mehr als 40 
„Schauprozessen“ versteht sich das 
PPT in der Nachfolge der Russel-
Tribunale, die Mitte der 1960er Jah-
re angesichts des Schweigens von 
Politikern und etablierten Medien er-
folgreich damit begonnen hatten, die 
Öffentlichkeit über die wahre Natur 
des Vietnam-Kriegs aufzuklären, das 
US Engagement als völkerrechtswid-
rig zu entlarven und als Kriegsverbre-
chen zu brandmarken. Immer geht es 
um ein „internationales Meinungstri-
bunal“ mit dem Ziel, die Zivilgesell-
schaft angesichts des Versagens bzw. 
der Verweigerung der offiziell beru-
fenen nationalen und internationalen 
Institutionen zu mobilisieren, um eine 
Politikänderung zu erzwingen. Als In-
stitution ohne offiziellen Rechtstatus 
und Mandat hängen Glaubwürdigkeit 
und Bedeutung des Gerichtshofs ne-
ben der Seriosität seines Verfahrens 
vor allem vom persönlichen Prestige 
seiner Jury bzw. Richter ab.

Im konkreten Fall war es ein zehn-
köpfiges, mit ausgewiesenen Persön-
lichkeiten, darunter einem ehemaligen 
stellvertretenden UN-Generalsekre-
tär, einem Obersten Bundesrichter 
aus Indien und einem buddhistischen 
Mönch und Träger des alternativen 
Nobelpreisträgers aus Thailand be-
setztes internationales Gericht, das 
unter Leitung von Prof. François 
Houtart, Mitbegründer des Weltsozi-
alforums, UNESCO Preisträger, Mit-
glied der UN-Reformkommission und 
Sri Lanka-Spezialist, zusammentrat. 
Bei der Urteilsfindung konnte man 
sich zunächst auf ein sehr umfang-
reiches Dokumentenmaterial aus Zei-
tungen, Internetquellen und UN-Be-
richten stützen, das dem publizierten 
Urteil angehängt ist. 

Daneben wurden zwei Tage lang öf-
fentliche Anhörungen mit Fachleu-
ten, angefangen mit einem auf den 
Bürgerkrieg in Sri Lanka spezialisier-

ten Wissenschaftler über den Leiter 
der Überwachungskommission des 
Waffenstillstands von 2002 (SLMM: 
Sri Lanka Monitoring Mission) und ei-
nen indischen Flottillenadmiral, Offi-
zier in der zwischen 1987-1990 in Sri 
Lanka eingesetzten Indian Peace Keeping 
Force (IPKF) und heutigen Direktor 
eines auf Sicherheits- und Strategie-
fragen spezialisierten Instituts bis hin 
zu Experten für Menschenrechte und 
Satellitenbilderanalyse durchgeführt. 
Sehr viel Zeit wurde daneben den Au-
genzeugen eingeräumt, deren Aus-
sagen aus Sorge um ihre Sicherheit 
unter Ausschluss der Öffentlichkeit 
erfolgte. Da die Regierung Sri Lankas 
keinen Repräsentanten entsandt hat-
te, wurde ein Verteidiger vom Gericht 
bestellt. 

Aufgabe des Gerichts war es zu prü-
fen, inwieweit die vielen Einzeldar-
stellungen sich systematisch als Ver-
letzungen des Völkerrechts fassen 
lassen. Im Einzelnen wurde unter-
sucht, inwieweit sich die sri-lankische 
Regierung und deren Streitkräfte 
„Kriegsverbrechen“, „Verbrechen ge-
gen die Menschlichkeit“, des „Völker-
mords“ und der „Verbrechen gegen 
den Frieden“ schuldig gemacht ha-
ben. Daneben wird die Frage nach der 
Mitverantwortung der internationa-
len Gemeinschaft, vor allem der den 
Friedensprozess begleitenden USA 
und EU, daneben auch der Staaten, 
die Waffen geliefert und als Ausbilder 
tätig waren, aufgeworfen. Schließlich 
wird der Trend, im Namen des Anti-
terrorismus Völker- und Menschen-
rechte außer Kraft zu setzen, scharf 
kritisiert. 

Aufgrund der Beweislage wird die 
GoSL (Government of Sri Lanka) ent-
sprechend den Genfer Konventionen 
bzw. dem Rom Statut3 (1) wegen des 
gezielten Angriffs auf die Zivilbevöl-
kerung und nicht-militärische Ein-
richtungen, wie Schulen, Hospitäler, 
Kirchen und Tempel, wegen der Vor-
enthaltung von Medizin und Nah-
rungsmitteln, wegen Folter und Verge-
waltigung als Mittel der Kriegführung 
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der Kriegsverbrechen für schuldig be-
funden. Dies gilt, mag der Konflikt 
seiner Natur nach als zwischenstaatli-
cher oder als Bürgerkrieg kategorisiert 
werden. Die GoSL wird nach dem 
Rom Statut (2) wegen weit verbreiteten 
und systematischen Verschwindenlas-
sens, Vergewaltigung, Deportation, 
Folter und Mord von Zivilpersonen 
sowie kollektiver Diskriminierung ei-
ner bestimmten Volksgruppe wäh-
rend des Krieges wie später in Inter-
nierungslagern der Verbrechen gegen 
die Menschlichkeit für schuldig be-
funden. (3) Möglichen Völkermord 
mochte das PPT nicht ausschließen. 
Da dies aber kein Punkt der Ankla-
geerhebung war und die Beweislage 
dazu nicht ausreichte, wird eine wei-
ter gehende Untersuchung empfoh-
len. Noch zwei weitere Aspekte greift 
das Gericht kritisch auf, wobei es sich 
eher an die Regierungen der Welt ge-
nerell richtet. Zum einen wird (4) die 
ausnahmslose Pflicht, jeden Menschen 
völlig unabhängig von der Schwere 
der Anklage nach Recht und Gesetz 
zu behandeln, eingefordert und der je-
den Völkerrechtsbruch (Guantanamo, 
Abu Ghraib) legitimierende Antiter-
ror-Kampf aufs Korn genommen. 

Zur Frage des Verbrechens gegen 
den Frieden verweist das PPT auf die 
Problematik der tieferen Ursachen und 
der Entwicklung eines Konflikts, die 
nicht einfach mit dem unmittelbaren 
Kriegsanlass erfasst werden können. 
Häufig genug geraten nämlich unter 
dieser verkürzten historischen Per-
spektive die lange unterdrückten Op-
fer in die Rolle der Täter. 

Das 50-seitige Dokument des PPT 
endet den Verfahrensteil mit detail-
lierten Empfehlungen an die Regie-
rung Sri Lankas, an die UNO und die 
einzelnen Mitgliedsstaaten mit dem 
Ziel, den genannten Völkerrechtsver-
letzungen nachzugehen, sie zu ahn-
den und Mechanismen für eine ge-
rechtere Ordnung zu entwickeln. Es 
folgt ein Aufruf des thailändischen 
Mitglieds des Gerichtshofs, eines 
buddhistischen Mönchs an die Adres-

se der Glaubensbrüder in Sri Lanka, 
in dem gestützt auf die Grundwerte 
der gemeinsamen Religion die singha-
lesische Mehrheit zu einer Umkehr in 
ihrem Verhältnis zu den Tamilen auf-
gerufen wird. 

Eine Liste von Unterstützer-Organi-
sationen und Individuen aus aller Welt 
schließt den Bericht ab, wobei die Li-
ste der weiteren neun als potentielle 
Richter vorgesehenen und das PPT 
prinzipiell mit tragenden Personen 
besonders ins Auge fällt: ihre Position 
und Reputation stützen einerseits die 
Schwere der Anklagen gegenüber der 
GoSL, klagen andererseits das UNO 
und Völkerrecht unterminierende Pri-
mat der nationalen Interessen zum 
Schaden einer friedlichen und ge-
rechten geopolitischen Ordnung gera-
de durch die Regierungen der mäch-
tigsten Länder an. Dazu zählen der 
letzte Präsident der UN Vollversamm-
lung, M. d’Escoto Brockmann, Prof. 
Jean Ziegler, Sonderberichterstatter 
der UN Menschenrechtskommission 
sowie die beiden Friedensnobelpreis-
träger A.P.Esquivel, Argentinien und 
M.Maguire, Irland.

Mit seinem Urteil hat das Permanent 
People’s Tribunal rechtskundige Beweise 
zusammengetragen, eine Basis zu po-
litischem Handeln gelegt. Das Urteil 
zu vollziehen, die Empfehlungen um-
zusetzen sind dabei nicht nur die Sri 
Lanka-Tamilen als unmittelbare Op-
fer aufgerufen. Alle Gruppen Sri Lan-
kas sind von der wachsenden Anomie, 
dem autoritären Herrschaftssystem, 
von Rechtlosigkeit (climate of  impuni-
ty), von Notstands- und Antiterrorge-
setzgebung bedroht. An diesem Zu-
stand sind gerade die Regierungen des 
Westens nicht unbeteiligt, sie verfügen 
auch über entscheidende politisch-
ökonomische Mittel positiver wie ne-
gativer Sanktionierung, Änderungen 
herbeizuführen zu helfen.4
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